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Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,
Sie haben in ihrer Fraktionsklausurtagung die Schwerpunkte ihrer Landespolitik für das kommende Jahr vorberaten. Nach den bekanntgewordenen Ergebnissen sind wir enttäuscht darüber, dass ihre Fraktion keine Entscheidung zur Rücknahme der Kürzungen der Eingangsbesoldung sowie zur zeit- und inhaltsgleichen Übertragung der Tarifergebnisses getroffen hat. Sicherlich sind der Abbau von Schulden und die Stärkung der Infrastruktur auch zu begrüßende Ziele. Doch welches Zeichen will man setzen, wenn man den bisher schon jahrelang zurückgesetzte  n Bereich, den eigenen Apparat des Landes - trotz gegebener Ressourcen - bewusst weiterhin übergeht? Soll damit die "Wertschätzung" der Arbeit für das Gemeinwohl zum Ausdruck gebracht werden und soll so für die besten Kräfte als Nachwuchs für den öffentlichen Dienst geworben werden? Das Land hat Steuereinnahmen wie nie zuvor. Es könnte sich eine positive Entscheidung genauso leisten wie der Bund und die Länder Bayern, Hamburg sowie vier weitere.

Darüber hinaus ist festzustellen, dass das behauptete strukturelle Defizit im Landeshaushalt vorgeschoben ist. Der Rechnungshof hat  festgestellt, dass der Überschuss des Landes bis Ende 2014 insgesamt 4.465 Millionen Euro beträgt. Das Finanzministerium gibt für 2015 einen zusätzlichen Überschuss von 999 Millionen Euro an. Auch 2016 ist ein weiterer Überschuss von knapp 500 Millionen Euro entstanden. Ferner bekommt das Land vom Bund in den Jahren 2016, 2017 und 2018 jeweils 260 Millionen Euro zur Unterstützung der Finanzierung der Flüchtlingsproblematik. Zusätzlich wurden die kalkulierten Steuereinnahmen 2016 um 380 Millionen Euro übertroffen. Auch die in der mittelfristigen Finanzplanung für 2017 ff eingestellten Steuereinnahmen werden nach der Steuerschätzung  vom November 2016 um einen ähnlichen Betrag höher erwartet. Ferner wird das Land knapp 1.000 Millionen Euro ab 2020 weniger abführen müssen.

Vor diesem finanzpolitisch höchst erfreulichen Hintergrund fordern wir:

1. Die Absenkung der Eingangsbesoldung jetzt zurückzunehmen - was nach den Angaben der koalitionsvertraglichen Nebenabreden nur 55 Millionen Euro verursacht - und

2. die Tariferhöhung der Beschäftigten im öffentlichen Dienst von 2% ab Januar 2017 und 2,35% ab Januar 2018 als Besoldungserhöhung zeit- und inhaltsgleich für die Beamten zu übernehmen.

Dies würde die oft geäußerte Wertschätzung der guten Arbeit für das Gemeinwohl aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch den Dienstherrn belegen. Es wäre ein wichtiges Signal vor allem an junge Menschen in diesem Land, dass der Dienst für dieses Land wertvoll ist. Die Nachwuchskräftegewinnung wäre erleichtert.

Wir bitten Sie, unserem Anliegen aufgeschlossen gegenüberzustehen und würden uns freuen, wenn Sie sich für die Umsetzung einsetzen würden.

Für Gespräche zu unseren Anliegen stehen wir gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
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